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Der ert denkt und schreıibt ALUS der Perspektive letztlich eiınfachen und yläu-
bigen Ja dem WAS dıie Kırche ber Marıa lehrt und fejert DIieses Ja 1ST yleichzeıtig
C111 durch yründlıche Reflexion eindringliche Meditation und WE vefächerte Erudition
verlragener Vollzug, dem SC die Leser C 111C5S5 Buches teilhaben lassen möchte Die
„kleine Marıenkunde er wEeIlst sıch alldem als C1IILC „große Hıinführung
zentralen Mysterıen des christlichen Glaubens LOSER 5 ]
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MEIER DDOMINICUS / KANDLER MAYR ELISABETH ANDLER OSEF (HcGG )’ 100 Be-
oriffe AUS dem Ordensrecht St Ottilien EOS 4015 531 ISBEBN 4 / S 306 7706

Im (gesamtkonzept des Kirchenrechts das Ordensrecht WTr nıcht I1-
I1 Raum C111 (CC 5/3 746), der praktischen Umsetzung vehört ber dennoch
den WEILNLSCI behandelten Fächern Dieser Unkenntnıs 111 das folgende Lexikon bzw
Handbuch dem A0 utoren miıtgewirkt haben abhelten Der Re7z kann nıcht alle
Beıitrage besprechen 111U55 C111 Auswahl tretfen Dabe] hat siıch VOoxn allem für colche
Begriffe entschieden die „den innerkirchlichen Raum überschreıiten und zıvilrechtliche
Folgen nach siıch zıiehen 5 Dass adurch das Verständnıiıs der Re7z nıcht unbedingt
eichter wırd 111U55 nıcht SIZCILS betont werden

Das Lemma „Archiv“ (42 Meıter) unterstreicht ASSs die Archive kırchlicher
Rechtsträger nıcht 1LL1UI den kırchlichen Juristischen Personen und ıhren Verwaltungen
dienen sondern uch der historischen Forschung Träger kırchlicher Archive können
Öftfentliche und Prıvate Juristische Personen der Kırche C111 ber uch kırchliche Kaolle-
S LCIL C111 Vereinigung hne Rechtspersönlichkeit C1LI1LC Prıivate kırchliche Stiftung der
Anstalt Eıne allgemeıine Pflicht ZUF Errichtung VOo.  - Archiven enthält der CI nıcht AUS-

drücklich Er 4Ab das Vorhandenseıin VOo.  - Archiven zahlreichen Bestimmungen
VOI1A4AUS DIiese Bestiımmungen sind VO den Instıtuten des veweıihten Lebens Analogıe
anzuwenden Unter dem ach der Deutschen Ordensobernkonterenz DOK) haben
siıch die Archive der Ordensgemeinschaften und selbstständigen Einzelklöster Jahr
199 / Arbeitsgemeinschaft der Ordensarchive zusammengeschlossen.
In Osterreic besteht SC1IL dem 11 Maı 7004 paralle] die Arbeitsgemeinschaft der (Ir-
densarchıive Osterreichs als Einrichtung der Superiorenkonferenz der maännlichen (Ir-
densgemeınschaften Österreichs, 1e 1 IL: Zusammenarbeit MIi1C der (5CA arbeıitet.

Dıie „Aufsichtsbefugnisse kırchlicher Stellen“ (65—4 Meıer) können]intern der
extfern C 11I1. Dıie 1Nnterne Auftsıicht wırd durch den zuständıgen höheren Oberen wahr-
.  C  4 dıie extferne durch den Di6ezesanbıischof und den Apostolischen Stuhl Was
den Umfang der utonomıe betrifft reicht y 1C be] den klerıkalen Instıtuten päpstlichen
Rechts welitestien während y1C be] den alkalen Instiıtuten di6zesanen Rechts und den
rechtlich selbstständıigen Klöstern nach 61 WENLRSICH auUsgeDragt 1ST Unbeschadet
ıhrer “l eweıligen Rechtstorm tallt dıe Zuständigkeıit des Ap ostolischen Stuhls dıe Erte1-
lung der Liıcentia be] vermögensrechtlichen Angelegenheıiten oberhalb der KRomgrenze.
Eıne Aufsiıchtskompetenz des Diözesanbischofs yegenüber den Instıtuten des päpstlichen
Rechts 11ST veltenden Kırchenrecht nıcht verankert. Autfgrund wırtschafttlicher UÜber-
legungen hab den letzten Jahren einzelne Ordensınstitute Vermögensanteıle ı C1LI1LC

Form des weltliıchen Rechts ausgegliedert C1LI1LC mbH der Stiftung
Diese Träger verkörpern nıcht dıie kırchliche Person des Instıituts als (sanze, sondern
dienen ausschliefßlich estimmten 7Zwecken der ausgegliederten kırchlichen Juristischen
Person deren Ertrage oftmals dem Unterhalt der der Sıcherung der kırchlichen ur1St1-
schen Person dienen Der CI enthält keine Regelungen tür solche AÄAus yliederung Daher
1ST C aNgEZCIAL Fragen der Autsıicht ber die Vermögensgebarung des ausgegliederten
Rechtsträgers dessen Satzung regeln csodass y1C den Zielen der kırchenrechtlichen
Autsıicht entspricht und diese nıcht unterläuft Dabe1 sınd die rechtlichen Möglichkeiten
des staatlıchen und kırchlichen Rechts Einklang bringen
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Buchbesprechungen

Der Verf. denkt und schreibt aus der Perspektive eines letztlich einfachen und gläu-
bigen Ja zu dem, was die Kirche über Maria lehrt und feiert. Dieses Ja ist gleichzeitig 
ein durch gründliche Refl exion, eindringliche Meditation und weit gefächerte Erudition 
getragener Vollzug, an dem Sch. die Leser seines Buches teilhaben lassen möchte. Die 
„kleine Marienkunde“ erweist sich somit in alldem als eine „große Hinführung“ zu 
zentralen Mysterien des christlichen Glaubens.   W. Löser SJ
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Meier, Dominicus M. / Kandler-Mayr, Elisabeth / Kandler, Josef (Hgg.), 100 Be-
griffe aus dem Ordensrecht. St. Ottilien: EOS 2015. 531 S., ISBN 978–3–8306–7706–2.

Im Gesamtkonzept des Kirchenrechts nimmt das Ordensrecht zwar einen nicht gerin-
gen Raum ein (cc. 573–746), in der praktischen Umsetzung gehört es aber dennoch zu 
den weniger behandelten Fächern. Dieser Unkenntnis will das folgende Lexikon bzw. 
Handbuch, an dem 20 Autoren mitgewirkt haben, abhelfen. Der Rez. kann nicht alle 
Beiträge besprechen; er muss eine Auswahl treffen. Dabei hat er sich vor allem für solche 
Begriffe entschieden, die „den innerkirchlichen Raum überschreiten und zivilrechtliche 
Folgen nach sich ziehen“ (5). Dass dadurch das Verständnis der Rez. nicht unbedingt 
leichter wird, muss nicht eigens betont werden. 

Das Lemma „Archiv“ (42–46; D. M. Meier) unterstreicht, dass die Archive kirchlicher 
Rechtsträger nicht nur den kirchlichen juristischen Personen und ihren Verwaltungen 
dienen, sondern auch der historischen Forschung. Träger kirchlicher Archive können 
öffentliche und private juristische Personen der Kirche sein, aber auch kirchliche Kolle-
gien, eine Vereinigung ohne Rechtspersönlichkeit, eine private kirchliche Stiftung oder 
Anstalt. Eine allgemeine Pfl icht zur Errichtung von Archiven enthält der CIC nicht aus-
drücklich. Er setzt aber das Vorhandensein von Archiven in zahlreichen Bestimmungen 
voraus. Diese Bestimmungen sind von den Instituten des geweihten Lebens in Analogie 
anzuwenden. Unter dem Dach der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) haben 
sich die Archive der Ordensgemeinschaften und selbstständigen Einzelklöster im Jahr 
1997 zu einer Arbeitsgemeinschaft der Ordensarchive (AGOA) zusammengeschlossen. 
In Österreich besteht seit dem 11. Mai 2004 parallel die Arbeitsgemeinschaft der Or-
densarchive Österreichs als Einrichtung der Superiorenkonferenz der männlichen Or-
densgemeinschaften Österreichs, die in enger Zusammenarbeit mit der AGOA arbeitet. 

Die „Aufsichtsbefugnisse kirchlicher Stellen“ (65–72; D. M. Meier) können intern oder 
extern sein. Die interne Aufsicht wird durch den zuständigen höheren Oberen wahr-
genommen, die externe durch den Diözesanbischof und den Apostolischen Stuhl. Was 
den Umfang der Autonomie betrifft, reicht sie bei den klerikalen Instituten päpstlichen 
Rechts am weitesten, während sie bei den laikalen Instituten diözesanen Rechts und den 
rechtlich selbstständigen Klöstern nach c. 615 am wenigsten ausgeprägt ist. Unbeschadet 
ihrer jeweiligen Rechtsform fällt in die Zuständigkeit des Apostolischen Stuhls die Ertei-
lung der Licentia bei vermögensrechtlichen Angelegenheiten oberhalb der Romgrenze. 
Eine Aufsichtskompetenz des Diözesanbischofs gegenüber den Instituten des päpstlichen 
Rechts ist im geltenden Kirchenrecht nicht verankert. – Aufgrund wirtschaftlicher Über-
legungen haben in den letzten Jahren einzelne Ordensinstitute Vermögensanteile in eine 
Form des weltlichen Rechts ausgegliedert, z. B. in einen e. V., eine GmbH oder Stiftung. 
Diese Träger verkörpern nicht die kirchliche Person des Instituts als Ganze, sondern 
dienen ausschließlich bestimmten Zwecken der ausgegliederten kirchlichen juristischen 
Person, deren Erträge oftmals dem Unterhalt oder der Sicherung der kirchlichen juristi-
schen Person dienen. Der CIC enthält keine Regelungen für solche Ausgliederung. Daher 
ist es angezeigt, Fragen der Aufsicht über die Vermögensgebarung des ausgegliederten 
Rechtsträgers in dessen Satzung zu regeln, sodass sie den Zielen der kirchenrechtlichen 
Aufsicht entspricht und diese nicht unterläuft. Dabei sind die rechtlichen Möglichkeiten 
des staatlichen und kirchlichen Rechts in Einklang zu bringen. 



PRAKTISCHE T HEOLOGIE UN THFOLOGIE DES GE  EN |_ EBENS

Unter „Baulast“ 85—93; Rees) 1 Allgemeıinen sınd dıe öttentlich-rechtliche Unter-
haltspflicht ınsbesondere tür Straßsen und Wege SOWl1e dıe Pflicht ZUF Errichtung und ZU.
Unterhalt näher bestimmter Objekte verstehen. Eıne Sonderform stellt die Kirchen-
baulast dar, die rechtliche Verpflichtung kırchlicher Rechtsträger, 4Ab uch natuürlı-
cher der Juristischer Personen cowohl des privaten als uch des Oöffentlichen Rechts ZUF

Errichtung und Instandhaltung kırchlicher Gebäude, wob e1 hıerzu uch Veränderungen
und Erweıiterungen SOWI1e eın Wıiederautfbau bzw. Neubau zählen. Träger der Baulast
können nıcht LLUI kırchliche Rechtsträger se1n, die Eıgentums- unı Nutzungsrechte

den Gebäuden besitzen, W1e Kırchengemeinden, Kirchen- der Pfründestiftungen,
sondern uch der Staat, einzelne Kommunen, Stifttungen der Patrone. Mıt Bliıck autf dıie
Baulast erlangten das VOo yermanıschen Rechtsdenken yepragte Eigenkırchenwesen und
die Einführung des Zehnten besondere Bedeutung, dessen Ertrage neb dem Unterhalt
Vo Bischöten und Klerus SOW1e der Sorge die Armen uch dem Bau bzw. der Erhal-
(ung Vo Kırchen dienten. Das Eigenkirchenwesen wurde durch die Rechtsinstitute des
„Patronats“ und der „Inkorporation“ abgelöst. Das Konzıl Vo  H TIrıent—563} tasste
das weıthıin unüberschaubar vewordene Baulastrecht Dıie tridentinıschen
Vorschritten sind 1mM Wesentlichen 1n den Yl eingeflossen. Der 4 3 enthält
keine Bestiımmungen ZUF Baulast. Es velten daher dıe vewohnheıts- bzw. partıkularrecht-
lıchen Regelungen SOW1e Konkordats- und Staatskırchenrecht.

Dıie „Beichtvollmacht“ 93-—98; Platen) neben der Weihevollmacht dıe Befugnis
(facultas) VOIAUS, dıie Weihevollmacht ausuben können. SO bestimmt 466 _-
valıdam PSECCAaLOrUM absolutionem requirıtur uL miınıster, praecterquam POTESTALE ordınıs,
tacultate vaudeat eandem 1n fıdeles, quıbus absolutionem impertitur, exercend..“ Dıie
Beichtvollmacht kann entweder Vo Rechts vegeben se1n der durch Verleihung
übertragen werden. Von Rechts haben auflßer dem Papst dıie Kardınäle wWw1e uch
die Bischöte e1ne weltweıt wırksame Beichtvollmacht. Kraft Amtes besitzen Beichtvoll-
macht eweıls tür ıhren Bereich) der Ortsordinarıus, der Bufskanoniker SOWI1e der Pfarrer
und die ıhm VOo. Recht Gleichgestellten. Nach 469 1St. alleın der Ortsordinarıus
zuständıg, jeglichen Priestern die Beichtvollmacht für die Entgegennahme der Beichte
jedweder Gläubigen durch besonderen Verwaltungsakt verleihen. Hınsıchtlich der
Reichweıite der Beichtvollmacht VO Presbyterı bestimmt UG / 2’ A4SSs S1e siıch auf den

Erdkreis erstreckt ubiqne), sotfern sıch e1ne Beichtvollmacht kraft Ämltes
handelt der el1ne auft estimmte der unbestimmte elit durch den Inkardınations-
der Wohnsıitzordinarıus verliehene Beichtvollmacht. Weiliter 1St die Übertragung der
Beichtvollmacht Vo Rechts für bestimmte Fälle vorgesehen. SO spricht vemäfß

Y/6 jeder vültıg ZU Priester Geweıihte, celhbst der cstratweise AUS dem Klerikerstand
Entlassene, jedweden 1n Todesgefahr befindlichen Pönıitenten yültıg und erlaubt VOo

allen Zensuren und Sunden los, celhbst dann, WCCI1IL eın ber Beichtvollmacht verfügender
Priester ZUSCHCH ware. „Quilıbet sacerdos, lıcet ad contessiones excıplendas tacultate
Carcal, quoslıbet paenıtentes 1n periculo mortıs versantes valıde T lıcıte absolvit qu1-
busvıs censurıs peccatıs, et1amsı S1IE csacerdos approbatus.“ 4 / seht Trel
Fallgestaltungen VOIlL, 1n denen C ZU. Erlöschen der Beichtvollmacht Vo Rechts J1
kommt: SO erlıischt el1ne Beichtvollmacht kraft Amtes ynıt dem Amitsverlust, e1ne durch
den Inkardinationsordinarıus verliehene Beichtvollmacht durch die FExbardination und
e1ne durch den Wohnsitzordinarıus verliehene Beichtvollmacht durch Verlust des Wohn-
SItZES. Fur den Fall e1nes allgemeinen Irrtums der e1nes posiıtıven und begründeten
7Zweıtels ber den Besıitz der Beichtvollmacht wırd diese Befugnis Zudern VOo.  - Rechts

durch Suppletion vemäfß 144 erganzt.
„Denkmalschutz“ 136—141; Kandler-Mayr). Viele der Ob) ekte, dıe 1n den Instiıtuten

VEeNULZL der zumındest auth ewahrt werden, haben künstlerisch, hıistorisch der autf ıhr
Materı1al bezogen eınen besonderen Wert. Im Sınne staatlıcher esetze qualifizıert S1e das
als Denkmal und als schützenswert, AUS kırchlicher Sıcht sınd S1Ee zunächst ber Gebäude
der (Gegenstände, die eınem bestimmten kırchlichen 7Zweck dienen der dienten,
für die Nutzung der Liturgie. Der kırchliche Gesetzgeber verzichtete 1mM da-
rauf, eın eıyenes Denkmalrecht erstellen, und beschränkte sıch autf einıge Verweiıse 1mM
Rahmen des Vermögensrechts, deren Ausrichtung uch als Schutz tür Denkmiäler VC1I-

cstehen LSE. Generell 1St. jedoch für den Bereich Denkmalschutz und Denkmalpflege (auch
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Unter „Baulast“ (85–93; W. Rees) im Allgemeinen sind die öffentlich-rechtliche Unter-
haltspfl icht insbesondere für Straßen und Wege sowie die Pfl icht zur Errichtung und zum 
Unterhalt näher bestimmter Objekte zu verstehen. Eine Sonderform stellt die Kirchen-
baulast dar, d. h. die rechtliche Verpfl ichtung kirchlicher Rechtsträger, aber auch natürli-
cher oder juristischer Personen sowohl des privaten als auch des öffentlichen Rechts zur 
Errichtung und Instandhaltung kirchlicher Gebäude, wobei hierzu auch Veränderungen 
und Erweiterungen sowie ein Wiederaufbau bzw. Neubau zählen. Träger der Baulast 
können nicht nur kirchliche Rechtsträger sein, die Eigentums- und Nutzungsrechte 
an den Gebäuden besitzen, wie Kirchengemeinden, Kirchen- oder Pfründestiftungen, 
sondern auch der Staat, einzelne Kommunen, Stiftungen oder Patrone. Mit Blick auf die 
Baulast erlangten das vom germanischen Rechtsdenken geprägte Eigenkirchenwesen und 
die Einführung des Zehnten besondere Bedeutung, dessen Erträge neben dem Unterhalt 
von Bischöfen und Klerus sowie der Sorge um die Armen auch dem Bau bzw. der Erhal-
tung von Kirchen dienten. Das Eigenkirchenwesen wurde durch die Rechtsinstitute des 
„Patronats“ und der „Inkorporation“ abgelöst. Das Konzil von Trient (1545–1563) fasste 
das weithin unüberschaubar gewordene Baulastrecht zusammen. Die tridentinischen 
Vorschriften sind im Wesentlichen in den CIC/1917 eingefl ossen. Der CIC/1983 enthält 
keine Bestimmungen zur Baulast. Es gelten daher die gewohnheits- bzw. partikularrecht-
lichen Regelungen sowie Konkordats- und Staatskirchenrecht. 

Die „Beichtvollmacht“ (93–98; P. Platen) setzt neben der Weihevollmacht die Befugnis 
(facultas) voraus, die Weihevollmacht ausüben zu können. So bestimmt c. 966 § 1: „Ad 
validam peccatorum absolutionem requiritur ut minister, praeterquam potestate ordinis, 
facultate gaudeat eandem in fi deles, quibus absolutionem impertitur, exercendi.“ Die 
Beichtvollmacht kann entweder von Rechts wegen gegeben sein oder durch Verleihung 
übertragen werden. Von Rechts wegen haben außer dem Papst die Kardinäle wie auch 
die Bischöfe eine weltweit wirksame Beichtvollmacht. Kraft Amtes besitzen Beichtvoll-
macht (jeweils für ihren Bereich) der Ortsordinarius, der Bußkanoniker sowie der Pfarrer 
und die ihm vom Recht Gleichgestellten. Nach c. 969 § 1 ist allein der Ortsordinarius 
zuständig, jeglichen Priestern die Beichtvollmacht für die Entgegennahme der Beichte 
jedweder Gläubigen durch besonderen Verwaltungsakt zu verleihen. Hinsichtlich der 
Reichweite der Beichtvollmacht von Presbyteri bestimmt c. 967 § 2, dass sie sich auf den 
gesamten Erdkreis erstreckt (ubique), sofern es sich um eine Beichtvollmacht kraft Amtes 
handelt oder um eine auf bestimmte oder unbestimmte Zeit durch den Inkardinations- 
oder Wohnsitzordinarius verliehene Beichtvollmacht. Weiter ist die Übertragung der 
Beichtvollmacht von Rechts wegen für bestimmte Fälle vorgesehen. So spricht gemäß 
c. 976 jeder gültig zum Priester Geweihte, selbst der strafweise aus dem Klerikerstand 
Entlassene, jedweden in Todesgefahr befi ndlichen Pönitenten gültig und erlaubt von 
allen Zensuren und Sünden los, selbst dann, wenn ein über Beichtvollmacht verfügender 
Priester zugegen wäre. „Quilibet sacerdos, licet ad confessiones excipiendas facultate 
careat, quoslibet paenitentes in periculo mortis versantes valide et licite absolvit a qui-
busvis censuris et peccatis, etiamsi praesens sit sacerdos approbatus.“ – C. 975 sieht drei 
Fallgestaltungen vor, in denen es zum Erlöschen der Beichtvollmacht von Rechts wegen 
kommt: So erlischt eine Beichtvollmacht kraft Amtes mit dem Amtsverlust, eine durch 
den Inkardinationsordinarius verliehene Beichtvollmacht durch die Exkardination und 
eine durch den Wohnsitzordinarius verliehene Beichtvollmacht durch Verlust des Wohn-
sitzes. – Für den Fall eines allgemeinen Irrtums oder eines positiven und begründeten 
Zweifels über den Besitz der Beichtvollmacht wird diese Befugnis zudem von Rechts 
wegen durch Suppletion gemäß c. 144 § 2 ergänzt. 

„Denkmalschutz“ (136–141; E. Kandler-Mayr). Viele der Objekte, die in den Instituten 
genutzt oder zumindest aufbewahrt werden, haben künstlerisch, historisch oder auf ihr 
Material bezogen einen besonderen Wert. Im Sinne staatlicher Gesetze qualifi ziert sie das 
als Denkmal und als schützenswert, aus kirchlicher Sicht sind sie zunächst aber Gebäude 
oder Gegenstände, die einem bestimmten kirchlichen Zweck dienen oder dienten, z. B. 
für die Nutzung der Liturgie. Der kirchliche Gesetzgeber verzichtete im CIC/1983 da-
rauf, ein eigenes Denkmalrecht zu erstellen, und beschränkte sich auf einige Verweise im 
Rahmen des Vermögensrechts, deren Ausrichtung auch als Schutz für Denkmäler zu ver-
stehen ist. Generell ist jedoch für den Bereich Denkmalschutz und Denkmalpfl ege (auch 
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bezeichnet als Kulturgut und Kulturgüterschutz) aut dıe jeweıls einschlägigen weltlıchen
esetze verwıesen, die 1mM Sınne VOo.  - mıt denselben Wırkungen uch 1mM
innerkirchlichen Bereich einzuhalten sınd, csofern nıcht 1mM kanonıischen Recht anderes
vorgesehen ISt; EL W. 1n der Apostolischen Konstitution „Pastor Bonus“ VO 28 Junı
19858 Ort wurde die päpstliche Kommuissıon für die Erhaltung des künstlerischen und
historischen Erbes eingerichtet, die spezıell das Verständnıs für die Erhaltung cakraler
Kulturgüter wecken soll. In Österreich 1St der Denkmalschutz Bundessache ın (zesetzge-
bung und Vollziehung. In der Bundesrepublıik Deutschland fällt Denkmalschutz vemäfßs
Art. 1n dıe vesetzgeberische Zuständigkeit und dıe Kulturhoheit der Länder.

Das kırchliche Recht bietet als Abschluss des Buches des CI des Vermögensrechts
der Kırche) Regelungen für „fromme Verfügungen und ftromme Stittungen“ 188-1 9 4

Kandler-Mayr), dıie el1ne Sondertorm VO Zuwendungen Lebenden der VOo.  -

Todes darstellen vgl 1299—-1310). Diese Form Vo Vermögensübertragung
besteht 1n Schenkungen der Nachlässen trommen /7Zwecken. In e1ıner trommen Ver-
fügung werden Lebenden der durch Testament VermoöOgenswerte, die der kırch-
lıche Gesetzgeber hıer nıcht näher bezeichnet, treuen Händen eınen bestimmten
Empfänger übergeben. Be1 den trommen Stittungen unterscheidet 1 303 zwıschen
selbstständigen und unselbstständıgen ftrommen Stittungen. Selbstständige ftromme Ötif-
tungen sind Gesamtheıiten Vo Sachen, dıie Werken der Frömmigkeıt, des Apostolats
der der arıtas 1n veistlicher der zeitlicher Hınsıcht bestimmt wurden und VOo.  - der
zuständıgen kırchlichen Autorıität als Juristische Person errichtet wurden (C 1 303 1’
1)’ unselbstständıge ftromme Stittungen dagegen sınd VermoOgen, die e1ıner Ööffentlichen
Juristischen Person übergeben wurden mıt der Auflage, tür längere Zeıt ALLS den Jährlichen
Ertragnissen Messen tejern und andere estimmte kırchliche Funktionen durchzutfüh-
IC  H der eınen der Trel CNANNTEN /7wecke betreiben (C 1303 1’

„Haftung für Rechtsgeschäfte“ 209-214; Pree) das Bestehen eıner Leistungs-
pflicht Schuld) VO1I1A4US und kommt annn zZu TIragen, WCCI1IL die Schuld nıcht ertüllt
wıird Dıie Konsequenzen reichen bıs ZUF zwangsweısen Beitreibung des Geschuldeten

Zwangsvollstreckung). In Fragen der Haftung 1St. meılstens uch das cstaatlıche Recht
beruührt. Diesbezüglich 1St. unterscheiden, ob dıie Frage VOozxr e1ıner kırchlichen Instanz

klären 1St. der ob die Frage VOozxr dem staatlıchen Gericht entschieden wıird Even-
tuelles Privatvermögen e1nes Ordensmitglieds 1St. nıcht Ordensvermögen und folglich
nıcht Kırchengut (bona ecclestastiCa) vemäfß 1725/ Es unterliegt daher nıcht dem
Vermögensrecht des CI und uch nıcht den Bestimmungen ber die Verwaltung VOo.  -

Ordensvermögen. Wırd eın Rechtsgeschäft (betreffend das Vermögen) des Instıtuts
durch eın rechtmäfßig handelndes Urgan der durch eınen rechtmäfßsig bestellten Vertre-
ter 1mM Rahmen se1ıner Vertretungsmacht abgeschlossen, haftet die Juristische Person
elbst, nıcht uch der Handelnde ( Vertreter) und ebenfalls nıcht el1ne andere kırchliche
juristische Person. uch 1 Bereich der Ordensverbände oılt der Grundsatz „Respondet
quı1s contraxıt“. Es hattet 1L1UI jene Juristische Person, die das Geschäfrt abgeschlossen hat.
uch die beispruchsberechtigten remıen und deren Mıtglieder übernehmen durch Fr-
teılung des (OTIESCTEISLAN der des consiılıum heine Haftung für das abgeschlossene Geschäftt.

„Körperschaft Ööffentlichen Rechts Körperschaftsstatus“ 261-274; Lederhil-
ger). A} Deutschland. Kirchenrechtlich wırd als Körperschaft elne VOo Wechsel ıhrer
Miıtglieder unabhängıige Personenvereinigung verstanden, die Zur Erfüllung Vo (Je-
meınschaftsaufgaben aıner Einheit verbunden IST, dıe als Otftentliche Juristische Person
TIrägerın VOo Rechten und Pflichten 1St, VOo Rechts I1 der PeCI Dekret VOo der
zuständıgen kırchlichen Autorıität errichtet wurde, durch eigene Urgane handelt und ıhre
Zielsetzungen und Aufgaben 1mM Namen der Kirche ertüllt. Staatskirchenrechtlich wırd
(aufbauend auft dem 1n Deutschland und ÖOsterreich hıistorisch vewachsenen Verhältnis
zwıschen Staat und Kıirchen) den anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften
(mıiıt ıhren Untergliederungen) auf Grund ıhrer umfTassenden, für das Gemenmwohl be-
deutsamen vesellschaftliıchen Funktion 1mM Dienst der Menschen der Status VOo  H „KOrper-
schaften Öffentlichen Rechts“ zugestanden und damıt el1ne eıyene Rechtspersönlichkeit
und Rechtsfähigkeıit. Grundlage 1St. Art. 140 Art. 15/ Abs WRV, wonach
für alle Zur eıt der Weimarer Reichsverfassung bestehenden Religionsgesell-
schaften der Ööffentlich-rechtliche Körperschaftsstatus anerkannt wırd und den übrigen
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bezeichnet als Kulturgut und Kulturgüterschutz) auf die jeweils einschlägigen weltlichen 
Gesetze verwiesen, die im Sinne von c. 22 CIC/1983 mit denselben Wirkungen auch im 
innerkirchlichen Bereich einzuhalten sind, sofern nicht im kanonischen Recht anderes 
vorgesehen ist; so etwa in der Apostolischen Konstitution „Pastor Bonus“ vom 28. Juni 
1988. Dort wurde die päpstliche Kommission für die Erhaltung des künstlerischen und 
historischen Erbes eingerichtet, die speziell das Verständnis für die Erhaltung sakraler 
Kulturgüter wecken soll. In Österreich ist der Denkmalschutz Bundessache in Gesetzge-
bung und Vollziehung. In der Bundesrepublik Deutschland fällt Denkmalschutz gemäß 
Art. 70 GG in die gesetzgeberische Zuständigkeit und unter die Kulturhoheit der Länder. 

Das kirchliche Recht bietet als Abschluss des Buches V des CIC (des Vermögensrechts 
der Kirche) Regelungen für „fromme Verfügungen und fromme Stiftungen“ (188–192; 
E. Kandler-Mayr), die eine Sonderform von Zuwendungen unter Lebenden oder von 
Todes wegen darstellen (vgl. cc. 1299–1310). Diese Form von Vermögensübertragung 
besteht in Schenkungen oder Nachlässen zu frommen Zwecken. In einer frommen Ver-
fügung werden unter Lebenden oder durch Testament Vermögenswerte, die der kirch-
liche Gesetzgeber hier nicht näher bezeichnet, zu treuen Händen an einen bestimmten 
Empfänger übergeben. – Bei den frommen Stiftungen unterscheidet c. 1303 zwischen 
selbstständigen und unselbstständigen frommen Stiftungen. Selbstständige fromme Stif-
tungen sind Gesamtheiten von Sachen, die zu Werken der Frömmigkeit, des Apostolats 
oder der Caritas in geistlicher oder zeitlicher Hinsicht bestimmt wurden und von der 
zuständigen kirchlichen Autorität als juristische Person errichtet wurden (c. 1303 § 1, n. 
1); unselbstständige fromme Stiftungen dagegen sind Vermögen, die einer öffentlichen 
juristischen Person übergeben wurden mit der Aufl age, für längere Zeit aus den jährlichen 
Erträgnissen Messen zu feiern und andere bestimmte kirchliche Funktionen durchzufüh-
ren oder sonst einen der drei genannten Zwecke zu betreiben (c. 1303 § 1, n. 2). 

„Haftung für Rechtsgeschäfte“ (209–214; H. Pree) setzt das Bestehen einer Leistungs-
pfl icht (= Schuld) voraus und kommt dann zum Tragen, wenn die Schuld nicht erfüllt 
wird. Die Konsequenzen reichen bis zur zwangsweisen Beitreibung des Geschuldeten 
(= Zwangsvollstreckung). – In Fragen der Haftung ist meistens auch das staatliche Recht 
berührt. Diesbezüglich ist zu unterscheiden, ob die Frage vor einer kirchlichen Instanz 
zu klären ist oder ob die Frage vor dem staatlichen Gericht entschieden wird. – Even-
tuelles Privatvermögen eines Ordensmitglieds ist nicht Ordensvermögen und folglich 
nicht Kirchengut (bona ecclesiastica) gemäß c. 1257 § 1. Es unterliegt daher nicht dem 
Vermögensrecht des CIC und auch nicht den Bestimmungen über die Verwaltung von 
Ordensvermögen. – Wird ein Rechtsgeschäft (betreffend das Vermögen) des Instituts 
durch ein rechtmäßig handelndes Organ oder durch einen rechtmäßig bestellten Vertre-
ter im Rahmen seiner Vertretungsmacht abgeschlossen, so haftet die juristische Person 
selbst, nicht auch der Handelnde (Vertreter) und ebenfalls nicht eine andere kirchliche 
juristische Person. Auch im Bereich der Ordensverbände gilt der Grundsatz „Respondet 
quis contraxit“. Es haftet nur jene juristische Person, die das Geschäft abgeschlossen hat. 
Auch die beispruchsberechtigten Gremien und deren Mitglieder übernehmen durch Er-
teilung des consensus oder des consilium keine Haftung für das abgeschlossene Geschäft.

„Körperschaft öffentlichen Rechts – Körperschaftsstatus“ (261–274; S. J. Lederhil-
ger). a) Deutschland. Kirchenrechtlich wird als Körperschaft eine vom Wechsel ihrer 
Mitglieder unabhängige Personenvereinigung verstanden, die zur Erfüllung von Ge-
meinschaftsaufgaben zu einer Einheit verbunden ist, die als öffentliche juristische Person 
Trägerin von Rechten und Pfl ichten ist, von Rechts wegen oder per Dekret von der 
zuständigen kirchlichen Autorität errichtet wurde, durch eigene Organe handelt und ihre 
Zielsetzungen und Aufgaben im Namen der Kirche erfüllt. Staatskirchenrechtlich wird 
(aufbauend auf dem in Deutschland und Österreich historisch gewachsenen Verhältnis 
zwischen Staat und Kirchen) den anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften 
(mit ihren Untergliederungen) auf Grund ihrer umfassenden, für das Gemeinwohl be-
deutsamen gesellschaftlichen Funktion im Dienst der Menschen der Status von „Körper-
schaften öffentlichen Rechts“ zugestanden und damit eine eigene Rechtspersönlichkeit 
und Rechtsfähigkeit. Grundlage ist Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 5 WRV, wonach 
für alle zur Zeit der Weimarer Reichsverfassung (1919) bestehenden Religionsgesell-
schaften der öffentlich-rechtliche Körperschaftsstatus anerkannt wird und den übrigen 
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Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften die yleichen Rechte auft ıhren Antrag
hın vewähren sınd, WL S1e durch iıhre Verfassung und die ahl ıhrer Mıtglieder dıie
Gewähr der Dauer bieten. Nach Art. 140 Art. 15/ Abs WRV besteht dıie
Berechtigung, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Mafßgabe der landesgesetz-
lıchen Regelungen Steuern erheben, wobel der Staat behilflich 1SE. Das Grundrecht
der negatıven Religions- und Vereinigungsfreiheit verlangt allerdings VOo Staat, A4SSs
Angehörige ötffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften iıhre Miıtgliedschaft mıiıt allen
Rechtswirkungen 1M staatlıchen Bereich eenden können. Grundsätzlich kann Kırchen
und Religionsgesellschaften, denen der Körperschaftsstatus verliehen wurde, dieser be]
Wegftall der Voraussetzungen uch wıeder werden. In Bayern vgl 265) wurde
2005 ım Zusammenhang mıt der Insolvenz des DO) eıne eigene Regelung zur Verleihung
und Entziehung des Körperschaftsstatus der Orden erlassen. In Osterreich wırd
den vesetzlıch anerkannten Kırchen und Religionsgesellschaften die Stellung VO „Pr1-
vilegierten Corporationen des Ööffentlichen Rechts“ 270) eingeräumt. Mıt der Anerken-
ILULLE kommt den Kırchen und Religionsgesellschaften zugleich eıne Oötffentlich-rechtliche
Stellung M1 DENETIS Z verstanden als (jarantıe tTONOMe Selbstverwaltung und
>ez1eller Ausdruck der Religi0onsfreiheıit. Auft Grund des Oöttentlich-rechtlichen KOrp C 1

schattsstatus kommen den Kırchen und Religionsgesellschaften und ıhren Eınrichtungen
4Ab vab enrechtliche Begünstigungen Im Anschluss dıie (römiısche) Erklärung des
PCI hat dıie Osterreichische Bischotskonterenz O07 eın eiıyeneEs iınnerkirchliches Fest-
stellungsverfahren arüber eingeführt, ob der staatliıch vollzogene „Kirchenaustritt“ alle
kırchenrechtlich veforderten tormalen Krniterien e1nes Abtalls VOo.  - der Kirche erfüllt.

Unter „Ordensaustritt“ 315-—-321; Meıer) wırd die Dispens bestehender Zze1ltl1-
cher der ewıger Gelübde bzw. Bındungen verstanden, verDunden mıiı1t dem vollständiıgen
und dauernden Austriıtt ALUS dem inkorporierenden Ordensıinstitut. Somıit stellt der Aus-
trıtt be1 Mıtgliedern e1nNes Instıtuts des veweıihten Lebens eınen Akt der Exkorporatıion
und zugleich eın Ausscheiden ALUS dem kırchlichen Ordensstand dar. Das rechtmäifßsıg
vewährte und dem Mıtglıed ZUF Kenntnıis vebrachte Sikularısationsindult bringt, cotfern

nıcht e1m Akt der Miıtteilung Vo Mitglied selbst zurückgewıesen wurde, Vo  H Rechts
dıe Dıispens VOo den Gelübden und VOo  H den anderen AUS der Protfess entstandenen

Verpflichtungen mıiıt sıch
„Rechtsstellung der Protessen 1M zıyılen Recht“ (4 ] — 1 '4 Schöch/L Westinger). Dıiıe

rechtliche Stellung der Ordensangehörigen 111055 1mM Spannungsteld VOo.  - kırchlichem und
staatlıchem Recht vesehen werden. Durch die Ablegung der Protfess erg1bt siıch csowochl
1n kırchenrechtlicher w1e 1n staatskirchenrechtlicher Hınsıcht elıne Veränderung 1n der
jeweıligen Rechtsstellung, dıe e1n Ordensangehöriger entsprechend der verschiedenen Sta-
1ı1en selner Miıtgliedschaft iınnehat. Diese unterschiedlichen Stadıen 1n der Biındung hab
Auswirkungen auf die Stellung und Beurteilung des Ordensangehörigen 1mM staatlıchen
Sozialversicherungsrecht. 21n Versicherungsstatus andert sıch mıiıt dem rad der Bindung

dıie Gemennschaft und der damıt verbundenen versorgungsrechtlichen und Ainanzıellen
Absicherung. Keie unmıiıttelbare Auswirkung nach staatlıchem Recht der Bundesrepu-
blık Deutschland hat dıe (nach kanonıischem Recht abgelegte) Profess bzw. Eingliederung
1n den klösterlichen Verband auf dıe ötffentlich-rechtliche und privatrechtliche Stellung des
eiınzelnen Ordensmitglieds. Beschränkungen hinsıchtlich der VermoOgens-, rb-, Testier-,
Parte1- und Prozessfähigkeit und überhaupt der Rechts- und Handlungsfähig-
keit sınd nıcht vorgesehen. Gemäf Art. des Reichskonkordats haben Ordensleute das
Recht, vegenüber Gerichten und staatlıchen Behörden Auskünfte ber ıhnen 1mM Rahmen
der Seelsorge AITt  te Tatsachen verweıigern und sind VOo. Amt des Schöffen, des
Geschworenen SOWIl1e der Steuerausschüsse der der Finanzgerichte befreıt. Ordensleute
vgemefßen ebenso W1e Kleriker eın Zeugnisverweigerungsrecht ber alles, W A ıhnen 1n
ıhrer Eigenschaft als Seelsorger bekannt wurde. Das zunächst für eınen Zeitraum VOo.  -

<sieben Jahren erwirkte Reskript der Religiosenkongregation vom Jul: 19/4, welches
mehrmals verlängert wurde, stellt die Feierlich-Professen 1n ÖOsterreich tätıger Ordens-
vemeinschaften 1n Bezug auf die Rechtswirkungen des Armutsgelübdes den Protfessen
mıiıt einfachen Gelübden gleich. Durch das Januar 7000 1n Kraft yerretene LEirste
Bundesrechtsbereinigungsgesetz sınd dıe bısher auf Grund Vo  H Hofdekreten bestehenden
Beschränkungen der Erwerbsfähigkeit des Feierlich-Professen, die auch dıe Erb- und
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Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften die gleichen Rechte auf ihren Antrag 
hin zu gewähren sind, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die 
Gewähr der Dauer bieten. Nach Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 6 WRV besteht die 
Berechtigung, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesgesetz-
lichen Regelungen Steuern zu erheben, wobei der Staat behilfl ich ist. Das Grundrecht 
der negativen Religions- und Vereinigungsfreiheit verlangt allerdings vom Staat, dass 
Angehörige öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften ihre Mitgliedschaft mit allen 
Rechtswirkungen im staatlichen Bereich beenden können. – Grundsätzlich kann Kirchen 
und Religionsgesellschaften, denen der Körperschaftsstatus verliehen wurde, dieser bei 
Wegfall der Voraussetzungen auch wieder entzogen werden. In Bayern (vgl. 265) wurde 
2005 (im Zusammenhang mit der Insolvenz des DO) eine eigene Regelung zur Verleihung 
und Entziehung des Körperschaftsstatus der Orden erlassen. – b) In Österreich wird 
den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften die Stellung von „pri-
vilegierten Corporationen des öffentlichen Rechts“ (270) eingeräumt. Mit der Anerken-
nung kommt den Kirchen und Religionsgesellschaften zugleich eine öffentlich-rechtliche 
Stellung sui generis zu, jetzt verstanden als Garantie autonomer Selbstverwaltung und 
spezieller Ausdruck der Religionsfreiheit. Auf Grund des öffentlich-rechtlichen Körper-
schaftsstatus kommen den Kirchen und Religionsgesellschaften und ihren Einrichtungen 
abgabenrechtliche Begünstigungen zu. – Im Anschluss an die (römische) Erklärung des 
PCI hat die Österreichische Bischofskonferenz 2007 ein eigenes innerkirchliches Fest-
stellungsverfahren darüber eingeführt, ob der staatlich vollzogene „Kirchenaustritt“ alle 
kirchenrechtlich geforderten formalen Kriterien eines Abfalls von der Kirche erfüllt. 

Unter „Ordensaustritt“ (315–321; D. M. Meier) wird die Dispens bestehender zeitli-
cher oder ewiger Gelübde bzw. Bindungen verstanden, verbunden mit dem vollständigen 
und dauernden Austritt aus dem inkorporierenden Ordensinstitut. Somit stellt der Aus-
tritt bei Mitgliedern eines Instituts des geweihten Lebens einen Akt der Exkorporation 
und zugleich ein Ausscheiden aus dem kirchlichen Ordensstand dar. Das rechtmäßig 
gewährte und dem Mitglied zur Kenntnis gebrachte Säkularisationsindult bringt, sofern 
es nicht beim Akt der Mitteilung vom Mitglied selbst zurückgewiesen wurde, von Rechts 
wegen die Dispens von den Gelübden und von den anderen aus der Profess entstandenen 
Verpfl ichtungen mit sich. 

„Rechtsstellung der Professen im zivilen Recht“ (411–416; N. Schöch/L. Westinger). Die 
rechtliche Stellung der Ordensangehörigen muss im Spannungsfeld von kirchlichem und 
staatlichem Recht gesehen werden. Durch die Ablegung der Profess ergibt sich sowohl 
in kirchenrechtlicher wie in staatskirchenrechtlicher Hinsicht eine Veränderung in der 
jeweiligen Rechtsstellung, die ein Ordensangehöriger entsprechend der verschiedenen Sta-
dien seiner Mitgliedschaft innehat. Diese unterschiedlichen Stadien in der Bindung haben 
Auswirkungen auf die Stellung und Beurteilung des Ordensangehörigen im staatlichen 
Sozialversicherungsrecht. Sein Versicherungsstatus ändert sich mit dem Grad der Bindung 
an die Gemeinschaft und der damit verbundenen versorgungsrechtlichen und fi nanziellen 
Absicherung. – Keine unmittelbare Auswirkung nach staatlichem Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland hat die (nach kanonischem Recht abgelegte) Profess bzw. Eingliederung 
in den klösterlichen Verband auf die öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Stellung des 
einzelnen Ordensmitglieds. Beschränkungen hinsichtlich der Vermögens-, Erb-, Testier-, 
Partei- und Prozessfähigkeit und überhaupt der gesamten Rechts- und Handlungsfähig-
keit sind nicht vorgesehen. Gemäß Art. 6 des Reichskonkordats haben Ordensleute das 
Recht, gegenüber Gerichten und staatlichen Behörden Auskünfte über ihnen im Rahmen 
der Seelsorge anvertraute Tatsachen zu verweigern und sind vom Amt des Schöffen, des 
Geschworenen sowie der Steuerausschüsse oder der Finanzgerichte befreit. Ordensleute 
genießen ebenso wie Kleriker ein Zeugnisverweigerungsrecht über alles, was ihnen in 
ihrer Eigenschaft als Seelsorger bekannt wurde. – Das zunächst für einen Zeitraum von 
sieben Jahren erwirkte Reskript der Religiosenkongregation vom 8. Juli 1974, welches 
mehrmals verlängert wurde, stellt die Feierlich-Professen in Österreich tätiger Ordens-
gemeinschaften in Bezug auf die Rechtswirkungen des Armutsgelübdes den Professen 
mit einfachen Gelübden gleich. Durch das am 1. Januar 2000 in Kraft getretene Erste 
Bundesrechtsbereinigungsgesetz sind die bisher auf Grund von Hofdekreten bestehenden 
Beschränkungen der Erwerbsfähigkeit des Feierlich-Professen, die auch die Erb- und 



BU ‚AHBESPREOHUNGEN

Testierfähigkeıit betraten aufgehoben Ordenspersonen sınd nunmehr venerell erbfähig
uch schweıizerischen Recht leiben Professen erbfähig Das Zivilrecht behandelt die
Ordensperson I1 WIC jede andere Person Die Gelübde haben keine zı vyilrechtliche
Wırkung Nach ÄArt 13 der Mılıtärorganisation der Schweizer Eidgenossenschaft siınd
Geistliche VO Wehrdienst befreit

SOWEILT die Auswahl ALUS dem vorliegenden Opus Ic habe das Buch MIi1C oroßem (je-
W I1LI1LI1L durchgearbeıtet Das Werk vehört ZU. Besten W A ıch (ın dieser Materıe) den
etzten Jahren velesen habe; Es 1ST C111 mallz hervorragendes Lexikon Zum Schluss
noch C111 1n wels SISCILCL Sache Die Abkürzung LKStKR vgl 23) OST sıch
folgendermafßßen auf „Lexikon für Kirchen und Staatskırchenrecht SEBOTT 5 ]

HALRBIG KLAUS Dize Tür ZUY (zottesschau Einführung Bildwelten des Glaubens
Michael Triegels Augustinus Retabel der Ptarrkırche Vo Dettelbach Munster-
SsChWAarzZacC Vıer Türme Verlag 2015 248 /11] ISBEBN 4/ XS

Triegel Fa yehört ZUF (jeneratıon der bekannten „Leipzıger Schule (Haupt-
ALlILE Werner Tübke, Schöpfer des Bauernkriegspanoramas Bad Frankenhausen)}, ber
Insıderkreise hınaus bekannt gyeworden durch SC11I1 Benedikt Porträt 72010 E1n Jahr UV
hatte den Aulftrag für den Altar der re  en Stadtpfarrkirche Vo Dettelbach C 1

11C. (Jrt Landkreıs Kıtzıngen erhalten und begonnen sıch MI1 deren Patron
Augustinus befassen Die Schauwand ber dem Altartısch 1ST dreiteilig Werden die
Seitenflügel zusamrnengeklappt schaut IIl  b AUS ursprünglıich o ULLCIL Brettern
zusammengenagelten Tuür auft Steinschwelle, rampOomMerten Ziegel-

MI1 bescheidenen Resten hellen Verputzes, iım/am Wasser vebaut das den Sockel
spiegelt IDiese Ansıcht (nıcht Autblick) vestaltet autf den oberen ‚W O1 Dritteln den
weıilen Umschlag der Broschur (ım Grofformat 21 79 cm) Das veÖöffnete Retabel
erscheint nach e ‚W O1 Selten Inhaltsverzeichnıs und theo ogıschen Mottı YanzscC10g 9/10
(aufgrund der Bındung WIC vierteilig der Ternar siıch 11 breit ben auf dem
Rückumschlag)

Vorwort und Einführung machen klar Ha bıg Fa un 1ST (ın Fort-
SETZUNGK bisheriger Publikationen dıie Apokalypsıs des heute unverstandenen
Kreuzesmysteri1ums und 1es VOozxr allem MIi1C der kabbalistischen Zahlenmethodik Be-
rufung auf jüdısche WIC christliche Äutoritaten fraglos tußend autf dem nıederländischen
Meiıster Friedrich einreb Zentral sind dabe1 die Verhä I[N1SSE a) SAamıct der als
Kınung der 2 weıblich männlıch], [Schöpfungstag des Menschen),

Ehe) und beı der (Daumen Fınger. Elemente (Quıintessenz Herz
Glieder Kreuzmıtte —4A1 I11C Seiınen Kkommentar ıedert sieben Kapıtel

Liebe Kontemplation Bıld Der Sundentall STUFrZT UL1, Verlust der Kon-
templatıon dıie 7Zweıheılt Die 7Zweıheılt der Paradıes Baume auf die 7Zweıheılt
VOo.  - Sonne und Mond welcher hochmütig Sonnenabhängigkeit SO csteht
Begierde dıe Liebe, und vegenüber dem Vorwur Leibteindlichkeit 1ST Vo der
Erbsünde reden (ob IIl  b das ber uch für die „Verwiesenheıit auf andere 49 | als
solche anführen sollte?) Von Weinreb übernımmt auch die sexuelle Deutung des
Sundentalls (50) „Der Mensch CrZEURL die folgenden (jeneratıonen und damıt
den Tod auft sich.“ (>

I{ AÄugustinus Meıster des Wortes. ckızziert Leben, Werk unı Wırkungsge-
schichte, vyeht dessen Zahlensymbolik ach und behandelt schliefilich dessen Überlegun-
I1 „(Paradıeses)Ehe und Sexualıtät“ (85—89) „Augustinus wollte das ‚Gut der Ehe“‘
bejahen aber dıe Triebhaftigkeit Vo  H ıhr ausschliefßen 88) Gegen dıe sıch ausbreitende
Verabschiedung der Erbsündenlehre A4SSs die „Abwertung des Irdischen
nıcht blofß eriechisch (neu platonisch sondern uch bıblisch C] (93) „Auch der Bud-
dhısmus spricht VOo.  - den rel Geistesgiften Ic Wahn Hass und (z1er

111[ Vom Gottsucher Z.U. Kırchenmaler als Meıster des Bıldes Vor dem Hın-
tergrund „Verfügbarmachung und ‚Entheiligung‘ der Biıbel (A Heschel — 94)
Zı0Uerti AUS der Ansprache des Malers be] der Altarweıhe, A4SSs Ausgangspunkt SCIL1LCI

Arbeıt Augustins Frage nach dem Wesen der e1t e WESCIL C] „Auf der Rückseite der
Miıtteltatel steht das ÄAugustinus--_Wort Homao desiderium dez ‚der Mensch ı1ST Sehnsucht
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Testierfähigkeit betrafen, aufgehoben. Ordenspersonen sind nunmehr generell erbfähig. – 
Auch im schweizerischen Recht bleiben Professen erbfähig. Das Zivilrecht behandelt die 
Ordensperson genau so wie jede andere Person. Die Gelübde haben keine zivilrechtliche 
Wirkung. Nach Art. 13 der Militärorganisation der Schweizer Eidgenossenschaft sind 
Geistliche vom Wehrdienst befreit. 

Soweit die Auswahl aus dem vorliegenden Opus. Ich habe das Buch mit großem Ge-
winn durchgearbeitet. Das Werk gehört zum Besten, was ich (in dieser Materie) in den 
letzten Jahren gelesen habe; m. a. W.: Es ist ein ganz hervorragendes Lexikon. Zum Schluss 
noch ein winziger Hinweis in eigener Sache. Die Abkürzung LKStKR (vgl. 23) löst sich 
folgendermaßen auf: „Lexikon für Kirchen- und Staatskirchenrecht“.   R. Sebott SJ 

 Hälbig, Klaus W., Die Tür zur Gottesschau. Einführung in Bildwelten des Glaubens – 
Michael Triegels Augustinus-Retabel in der Pfarrkirche von Dettelbach. Münster-
schwarzach: Vier-Türme-Verlag 2015. 248 S./Ill. ISBN 978–3–89680–898–1.

Triegel (= T.) gehört zur jüngeren Generation der bekannten „Leipziger Schule“ (Haupt-
name: Werner Tübke, Schöpfer des Bauernkriegspanoramas in Bad Frankenhausen), über 
Insiderkreise hinaus bekannt geworden durch sein Benedikt-Porträt 2010. Ein Jahr zuvor 
hatte er den Auftrag für den Altar der renovierten Stadtpfarrkirche von Dettelbach, ei-
nem Ort im Landkreis Kitzingen, erhalten und begonnen, sich intensiv mit deren Patron 
Augustinus zu befassen. Die Schauwand über dem Altartisch ist dreiteilig. Werden die 
Seitenfl ügel zusammengeklappt, schaut man zu einer aus ursprünglich grünen Brettern 
zusammengenagelten Tür empor, auf einer Steinschwelle, in einer ramponierten Ziegel-
mauer mit bescheidenen Resten hellen Verputzes, im/am Wasser gebaut, das den Sockel 
spiegelt. Diese Ansicht (nicht im Aufblick) gestaltet auf den oberen zwei Dritteln den 
weißen Umschlag der Broschur (im Großformat 21 x 29,8 cm). Das geöffnete Retabel 
erscheint nach je zwei Seiten Inhaltsverzeichnis und theologischen Motti ganzseitig 9/10 
(aufgrund der Bindung wie vierteilig – der Ternar zeigt sich, 11 cm breit, oben auf dem 
Rückumschlag).

Vorwort und Einführung machen klar, worum es Hälbig (= H.) zu tun ist (in Fort-
setzung bisheriger Publikationen: um die Apokalypsis des heute meist unverstandenen 
Kreuzesmysteriums, und dies vor allem mit der kabbalistischen Zahlenmethodik, in Be-
rufung auf jüdische wie christliche Autoritäten, fraglos fußend auf dem niederländischen 
Meister Friedrich Weinreb. Zentral sind dabei die Verhältnisse a) 1 zu 2 samt der 3 (als 
Einung der 2 [2 = weiblich, 3 = männlich], 2 x 3: 6 [Schöpfungstag des Menschen), 3 + 2: 
5 = Ehe) und (bei der 5) b) 1 zu 4 (Daumen zu Finger, Elemente – Quintessenz, Herz – 
Glieder, Kreuzmitte – -arme …). – Seinen Kommentar gliedert H. in sieben Kapitel.

I. Liebe – Kontemplation – Bild. Der Sündenfall stürzt uns, unter Verlust der Kon-
templation, in die Zweiheit. Die Zweiheit der Paradies-Bäume verweist auf die Zweiheit 
von Sonne und Mond, welcher hochmütig seine Sonnenabhängigkeit vergisst. So steht 
Begierde gegen die Liebe, und gegenüber dem Vorwurf Leibfeindlichkeit ist von der 
Erbsünde zu reden (ob man das aber auch für die „Verwiesenheit auf andere“ [49] als 
solche anführen sollte?). Von Weinreb übernimmt H. auch die sexuelle Deutung des 
Sündenfalls (50): „Der Mensch erzeugt die folgenden Generationen und nimmt damit 
den Tod auf sich.“ (?)

II. Augustinus – Meister des Wortes. H. skizziert Leben, Werk und Wirkungsge-
schichte, geht dessen Zahlensymbolik nach und behandelt schließlich dessen Überlegun-
gen zu „(Paradieses)Ehe und Sexualität“ (85–89). „Augustinus wollte das ‚Gut der Ehe‘ 
bejahen, aber die Triebhaftigkeit von ihr ausschließen“ (88). – Gegen die sich ausbreitende 
Verabschiedung der Erbsündenlehre vertritt H., dass die „Abwertung des Irdischen“ 
nicht bloß griechisch-(neu-platonisch, sondern auch biblisch sei (93). „Auch der Bud-
dhismus spricht von den drei ‚Geistesgiften‘: Ich-Wahn, Hass und Gier.“

III: Vom Gottsucher zum Kirchenmaler: T. als Meister des Bildes. Vor dem Hin-
tergrund einer „Verfügbarmachung und ‚Entheiligung‘ der Bibel (A. J. Heschel – 94) 
zitiert er aus der Ansprache des Malers bei der Altarweihe, dass Ausgangspunkt seiner 
Arbeit Augustins Frage nach dem Wesen der Zeit gewesen sei. „Auf der Rückseite der 
Mitteltafel steht das Augustinus-Wort: Homo desiderium dei – ‚der Mensch ist Sehnsucht 


